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Dana Zelck / Deutsche Kinderhilfe: Frau Worsch, Sie beraten im 
Rahmen Ihrer Arbeit für den Weissen Ring e.V. seit vielen Jah-
ren Frauen, die Opfer häuslicher Gewalt geworden sind. Was 
konkret müsste sich ändern, um das anhaltende Problem der 
häuslichen Gewalt gezielt anzugehen und den besonderen Be-
dürfnissen der Gewaltopfer Rechnung zu tragen?
Viola Worsch / Weisser Ring e.V.: Zunächst müsste es gelingen, 
jeden Polizisten und jeden Richter dafür zu sensibilisieren, dass 
häusliche Gewalt auch dann stattfindet bzw. stattfand, wenn 
Frau (und Kind) nicht im Krankenhaus landet. Eine Frau, die um 
Hilfe bittet, macht das nicht aus Langeweile. Sie ist in Not und 
meist hat sie einen langen Leidensweg hinter sich.

Die EU hat am 14. Mai 2024 eine Richtlinie zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt verabschie-
det. Ziel ist es, einen umfassenden Rahmen für die wirksa-
me Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt in der gesamten Union zu schaffen. Zur Be-
gründung heißt es, die geltenden Bestimmungen auf Unions- 
und nationaler Ebene haben sich als unzureichend erwiesen, 
um Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt wirksam zu be-
kämpfen und zu verhüten. Ist das so und in welchen Bereichen 
liegen die Defizite? 
Dana Zelck, die sich bei der Deutschen Kinderhilfe intensiv mit 
dem Thema Gewaltschutz befasst, hat nachgefragt – bei Viola 
Worsch. Sie leitet seit zwölf Jahren die Außenstelle Ilm-Kreis 
der Opferschutzorganisation Weisser Ring e.V. in Thüringen.

„Die Richter müssen gewaltbetroffenen 
Müttern zuhören“
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Interview mit Viola Worsch (Weisser Ring e.V.) zum mangelhaften Umgang von 
Polizistinnen, Polizisten und Familienrichter*innen in Fällen von Gewalt gegen 
Frauen und von häuslicher Gewalt

Laut Viola Worsch fehlen vielen Richter*innen grundlegende Kenntnisse zu geltenden Bestimmungen 
zum Schutz vor häuslicher Gewalt, wie die Istanbul Konvention.
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Welche Rolle spielen Gutachten in diesem Zusammenhang?
Manchmal gehen sie dem gerade beschriebenen Geschehen vo-
raus. Bei diesen familienpsychiatrischen Gutachten haben wir 
eine Reihe von Namen, die immer wieder auftauchen. Dazu ein 
Fallbeispiel: Der beauftragte Gutachter stand bereits selbst we-
gen eines falschen Gutachtens vor Gericht – ungeachtet dessen 
wird er immer wieder gerne bestellt. Und das, obwohl er Psy-
chiater und kein Psychologe ist! In einem aktuell vorliegenden 
Fall hat er beispielsweise die Mutter und deren Familie über 
mehrere Seiten begutachtet, obwohl er weder mit der Mutter 
gesprochen noch deren Familie kennengelernt hatte. Derartiges 
ist mit schwerwiegenden Folgen verbunden, denn mit den Infor-
mationen aus den Gutachten wird jede folgende Entscheidung 
begründet. Hat ein Richter also ein solches Gutachten vorliegen, 
gibt es kein Zurück mehr. 

Wie gestalten Sie ihre Beratung aufgrund der Kenntnisse der 
gerichtlichen und jugendamtlichen Praxis?
Ehrlich? Das Erste, was ich eine Frau frage, die nach häuslicher 
Gewalt zu mir kommt, ist, ob sie sich trennen will oder es schon 
getan hat und ob sie Kinder hat. Ist beides der Fall, muss die 
Frau ganz vorsichtig vorgehen. Bis vor drei Jahren etwa hätte ich 
sofort zu einem Gewaltschutzantrag geraten. Jetzt rate ich di-
rekt davon ab, um die Frau vor genau solchen Abläufen zu schüt-
zen, solange es irgend geht. Dabei handelt es sich überwiegend 
um Frauen, die über Jahre diffuse Gewalt ertragen haben und 
irgendwann an ihre Grenzen gekommen sind. Doch die Mechanis-
men zwingen mich, sie wie dargestellt zu beraten. 
Es gibt auch Frauen, die mich fragen, ob ich ihnen beim Schei-
dungsverfahren helfen könnte. Meine Antwort ist dann stets: 
Lassen Sie ihn die Scheidung beantragen, wenn er sie will. Sie 
sparen viel Ärger und viel Geld.

Bezüglich der Jugendämter muss ich feststellen: 
•	Es gibt einige wenige Jugendamtsmitarbeiter, die „auf das Kind 

schauen“. Aber merkwürdigerweise sind die oft ganz schnell ver-
setzt.

•	Die meisten Jugendamtsmitarbeiter sehen – wie auch der Richter 
und der Verfahrensbeistand – die Notwendigkeit, dem Vater zu 
seinem Recht zu verhelfen.

•	Gern wird der Mutter von diesen Mitarbeitern bescheinigt, dass 
sie nicht kompromissbereit ist. Soll heißen: sie ist nicht bereit, 
das Kind zu überreden, doch zum Vater zu gehen. DAS wäre näm-
lich die Manipulation, die ihr vorgeworfen wird. In diese Rich-
tung ist es aber erwünscht.

Beeinflusst die Angst vor den benannten Vorwürfen das Anzei-
geverhalten betroffener Mütter?
Ja natürlich. Wie beschrieben. Und die Erfahrung lehrt: das ist 
genau richtig! Denn: zeigen die Frauen/Mütter den Mann an, ge-
raten sie in die Mühle, im besten Fall gibt es am Ende eine Kos-
tenteilung. Ich habe noch nie erlebt, dass ein Richter die Kosten 
dem Täter überträgt!

Welche Rolle spielt nach Ihrer Erfahrung die vom Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) kürzlich als nicht anwendbar beurteilte 
PAS-Theorie mit ihren Begrifflichkeiten, wie Eltern-Kind-Ent-
fremdung oder Bindungsintoleranz, in den Entscheidungen von 
Jugendämtern und Gerichten?
Frauen haben ohnehin das Problem, systematische psychische 
Gewalt, Kontrollzwang und Bedrohung und letztlich auch die 
physische Gewalt im Nachhinein nachweisen zu müssen. In der 
aktuellen Praxis gibt es Richter, die einen Gewaltschutzantrag 
aufgrund dieser schwierigen Beweislage entweder gleich ableh-
nen, oder der Mutter/Frau suggerieren, es sei besser, den Antrag 
zurückzunehmen, da sonst zusätzliche Kosten entstünden. Tut 
sie das, heißt es später lapidar: „Sie haben doch den Gewalt-
schutzantrag zurückgenommen“. Über die Aussage des Richters 
gibt es kein Protokoll. Sie steht chancenlos da. Gern nutzt die 
Gegenseite dann – wenn die Frau sich bereits getrennt hat – die 
Gelegenheit, aus dem Verfahren einen Sorge- und Umgangs-
rechtsstreit zu machen. Und Richter machen allzu gern mit. Mit 
nicht nachgewiesener Gewalt durch den Partner unterstellt jeder 
der Verfahrensbeteiligten der Mutter, dass sie das Kind manipu-
liere, vor Gericht lüge und dass das Kind unbedingt vom Einfluss 
der Mutter „befreit“ werden müsse. Denn: „Kinder brauchen ih-
ren Vater!“ Das ist die Kernaussage eines solchen Verfahrens. 
Alle Argumente hangeln sich an diesem Narrativ entlang. Dass 
ein Kind vor allem die Mutter braucht, wird ausgeblendet. Und: 
egal, welches Argument die Mutter vorbringt, oder auch, welche 
Beweise, Aussagen, Zeugen sie anbietet: das Gericht ist nicht 
interessiert. Gibt es aber eine Aussage/Behauptung vom Vater, 
wird die sofort in die Gerichtsakten aufgenommen, ohne zu prü-
fen, ob sie der Wahrheit entspricht. Eine solche Aussage findet 
sich dann in den unterschiedlichsten Begründungen wieder.
Nachdem die PAS-Theorie vom BVerfG als nicht haltbar und für 
die Beurteilung einer Erziehungsfähigkeit als unzulässig einge-
stuft wurde, werden die Worte „Bindungsintoleranz“ und „Ent-
fremdung“ weniger benutzt. Stattdessen wird den Kindern zu-
nehmend ein „Loyalitätskonflikt“ unterstellt. Das heißt in der 
Substanz: das Kind möchte wohl gern zum Vater, traut sich aber 
nicht, es zu sagen, weil es die Mutter nicht kränken will. Dass 
Kinder unter der vorherigen Gewaltbeziehung und dann später 
unter der strittigen Beziehung der Eltern leiden und sich ganz 
bewusst entscheiden, den Vater (zumindest vorerst oder eine 
Zeitlang) nicht sehen zu wollen, wird für unmöglich erklärt.
 
Welche Folgen hat das für die betroffenen Mütter und Kinder?
Die Mütter und die Kinder sind dem Geschehen völlig ausgelie-
fert. Es finden Zwangsumgänge statt, Kinder werden in psychi-
atrische Kliniken eingewiesen, Kinder werden den Müttern weg-
genommen. In einigen Fällen erhält der Vater das Sorgerecht, in 
einigen Fällen kommen Kinder in Pflegefamilien. Und das nicht, 
weil das Gericht sich nicht für einen Elternteil entscheiden kann/
will, sondern schlicht und einfach deswegen, weil der Vater das 
Kind/die Kinder gar nicht will! Es geht nur um maximale Strafe 
für Mütter und damit auch für die Kinder.



Hier müsste genau hingeschaut werden: muss die Mutter vor Ge-
richt ziehen, weil der Vater seine Unterschrift verweigert und 
sie dann vor Gericht doch leisten muss, muss der Vater auch die 
Kosten für das Verfahren tragen. Bei Frauen, die Einkommen 
generieren, wird zwar meist Prozesskostenhilfe gewährt, aber 
zeitgleich mitgeteilt, dass mit der Rückzahlung sofort begonnen 
werden muss.
Eine weitere wichtige Maßnahme wäre zudem, dass vor dem 
Familiengericht endlich Protokoll geführt wird. Dass dies bis-
lang nicht der Fall ist, führt dazu, dass z.B. ein Gegenanwalt 
ungestraft sagen darf, dass die ihm gegenübersitzende Mutter 
sterilisiert gehört, keine Kinder hätte bekommen dürfen. Darauf 
angesprochen, sagte der Richter, das hätte er nicht gehört. Eine 
anwesende Protokollantin hätte das gehört.
Hinzu kommt noch: Im Familiengericht ist es gängige Praxis, kein 
Urteil zu fällen. Richter sagen gern: „Wenn Sie mit der Vereinba-
rung nicht einverstanden sind, wird es sehr teuer“. Und zudem: 
„Wenn Sie mit den Festlegungen nicht einverstanden sind, muss 
ich Ihnen das Kind/die Kinder wegnehmen“. Dann stimmt fast 
jede Mutter zu. Wenn ihr aber später klar wird, dass sie erpresst 
worden ist, hat sie keine Widerspruchsmöglichkeit mehr. Zudem 
muss sich auch der Umgang mit Beweisen im familiengerichtli-
chen Verfahren ändern. Zum Beispiel hat mir einmal ein rang-
hoher Richter gesagt, den Familienrichtern werde ausreichend 
Erfahrung zugestanden, so dass sie nach eigener Einschätzung 
der Lage auf Beweise verzichten könnten!
Ich habe keine Ahnung, ob das irgendwo im Recht geschrieben 
steht, oder ob das ein ungeschriebenes Gesetz ist. Fakt ist aber: 
die meisten Frauen können Beweise vorlegen für psychische Ge-
walt, für Bedrohung, für Erpressung, Beschimpfung, Kontrolle 
und Stalking. Doch meist wollen Richter von den Angeboten 
keinen Gebrauch machen. Ein gern genutzter Satz in diesem Zu-
sammenhang ist: „Wir wollen doch lösungsorientiert nach vorn 
schauen und nicht schmutzige Wäsche waschen!“ Damit wird 
jeder Beweisantrag unterdrückt, und das muss anders werden.

Kann der Beratungsbedarf aktuell gedeckt werden? Sind ge-
nügend Plätze in Frauenhäusern vorhanden? Welche Standards 
sollten hier bestehen? 
Ich kann nur für meine Außenstelle in Thüringen sprechen: nein, 
die Frauenhausplätze reichen bei Weitem nicht. In dem für unse-
ren Kreis zuständigen Frauenhaus habe ich noch nie auf Anfrage 
einen Platz bekommen. Das bedeutet dann, dass ich mit allen 
benachbarten Frauenhäusern telefonieren muss und will, um 
eine Bleibe für die Frau zu finden.
Dass dieser Mangel besteht und die Frau nicht in der gewohnten 
Umgebung bleiben kann, sondern irgendwo anders hin muss, wo 
es Platz gibt, hat oft massive wirtschaftliche und soziale Folgen 
für Mutter und Kind. Wenn die für sie vorgesehene Einrichtung 
weit vom bisherigen Wohnort entfernt ist, kann die Frau ihrer 
Arbeit nicht nachkommen, oder/und der KiTa-Platz ist gefährdet, 
oder/und das Kind muss anderswo zur Schule gehen. Die Täter 
bleiben in der Wohnung. Gefährderansprache ist das Höchste, 
was ihnen passieren kann. Für Mutter und Kind hingegen gerät 
das ganze Leben aus den Fugen.

Welche Maßnahmen sind ihrer Ansicht nach nötig, um diese 
Praxis zu beenden (auch im Hinblick auf Fortbildungen für Ge-
richte, Jugendämter, Polizei etc.)?
Oh, da gibt es eine Reihe von Maßnahmen. Öffentlich wird gern 
gefordert, dass man Richter dazu verpflichten müsse, Weiterbil-
dungen zu absolvieren. Ein Thüringer Richter sagte mal (auf die 
Durchsetzung der Istanbul-Konvention hingewiesen): Was gehen 
mich die Gesetze der Türkei an?! Ein anderer Richter antworte-
te im gleichen Zusammenhang, „das mit den Menschenrechten“ 
solle der Anwalt doch ganz schnell wieder vergessen. Das komme 
doch von der Frau vom Weissen Ring. Damit fehlen hier grund-
legende Kenntnisse. Denn die Istanbul-Konvention ist ein von 
Deutschland unterzeichnetes völkerrechtliches Übereinkommen 
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Ge-
walt, das 2018 in Kraft trat und seitdem geltendes Recht ist. 
Weiterbildung ist also notwendig. Aber: die Anbieter von Wei-
terbildungsmaßnahmen für Richter müssen vorher überprüft 
werden. Wir wissen, dass die Richterakademien Seminare von 
Trainern und Dozenten anbieten, die immer noch von PAS re-
den, die frauenfeindliche Bilder zeichnen und von willenlosen 
Kindern predigen.
Berichten Frauen in Verfahren von psychischer Gewalt, Unter-
drückung und Stalking, ausgeübt von einem kontrollsüchtigen 
Partner, wird daraus schlussgefolgert, dass sie manipulativ 
agieren, um dem Mann das Kind zu entziehen. Denn genau dies 
vermitteln die Weiterbildungen. Im Fokus solcher Diffamierun-
gen stehen toughe, gut ausgebildete Frauen, denen, so mu-
tet es in diesen Fällen immer wieder an, die patriarchalischen 
Machtverhältnisse klar gemacht werden sollen. Aufgrund meiner 
zwölfjährigen Tätigkeit in dem Gebiet ist mir bewusst geworden, 
dass es sich hier nicht um Einzelfälle handelt, sondern dass dies 
System hat. Ich betreue aktuell circa dreißig solcher Fälle in 
Thüringen. Bekannt sind mir zwanzig weitere Fälle, auch über 
die Landesgrenzen hinaus. 
Wichtig ist hier festzuhalten: Solche Weiterbildungen besuchen 
auch Verfahrensbeistände, Gutachter, Beratungsstellen und 
Jugendamtsmitarbeiter. Da verwundert es nicht, dass alle den 
gleichen Sprachgebrauch pflegen, die gleichen Ansichten haben 
und die gleichen Ziele verfolgen. In der Praxis heißt das: „man 
kennt sich“. Richter bestellen gern immer wieder die gleichen 
sogenannten „Fachleute“. Man ist sich einig. Man schachert dem 
anderen nicht nur eine Einnahmequelle zu, sondern man kann 
sich sicher sein, dass alle an einem Strang ziehen. 

Gibt es neben den Fortbildungen aus Ihrer Sicht weitere wichti-
ge Maßnahmen, die eingeleitet werden müssten?
Ja, die gibt es, etwa im Hinblick auf den Gehalt von Anträgen, 
die im Verfahren gestellt werden. Wir erleben oft, dass Mütter 
sagen, sie wollen eigentlich nur in Ruhe und Frieden mit den 
Kindern leben. Der Vater aber stellt immer wieder neue Anträge, 
boykottiert seine Pflicht zur Unterschrift bei Schulanmeldun-
gen, für gesundheitliche Maßnahmen und anderes. Ziel ist die 
ungebrochene Abhängigkeit und die Kontrolle. Das wird vom 
Gericht damit honoriert, dass solche Anträge stets eine der 
genannten Maßnahmen (Erziehungsgutachten, Gesprächsthera-
pien) nach sich ziehen. Das geht ins Geld. Die Frauen nehmen 
Schulden auf, die sie viele Jahre lang abstottern müssen.
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Hinzu kommt ein schweres Unterfangen: es braucht eine neue 
Wohnung! Wenn diese dann da ist, braucht es Möbel, Hausrat 
und Handwerker, Renovierungsleistungen und es müssen Lam-
pen und Gardinenstangen angebracht werden. Das sind nicht nur 
schwierige praktische Probleme für die Frauen, sondern das alles 
kostet Geld, das eben oft nicht vorhanden ist. Deshalb habe ich 
in unserem Kreis schon mehrmals angeboten, so eine Handwer-
ker-Leitstelle aufzubauen. Dazu braucht es eine Anlaufstelle 
und Equipment. Das kostet erstmal ein paar Euro, ist aber nicht 
gewollt. Seit 2015 mache ich das dann eben privat und stoße 
öfter mal an meine Grenzen. 
Ein Wort noch zu den Interventionsstellen: die sind sicher teil-
weise überfordert. Aber bei unserer Interventionsstelle gibt 
es noch die Besonderheit, dass sie weit weg ist. Für eine Fahrt 
mit dem ÖPNV läuft das beinahe auf eine Tagesreise hinaus.  
Mit dem PKW wird sie schlicht und einfach teuer. Frauen in Not 
greifen dann eher zum Telefon. Aber das ist nicht das, was eine 
Frau in Not braucht.

Viola Worsch setzt sich seit vielen Jahren für den Schutz von Frauen und Kindern 
nach häuslicher Gewalt ein und wurde dafür bereits ausgezeichnet.
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Haben Sie noch Ergänzungen, was möchten Sie zusammenfas-
send sagen?
Jedes Beispiel ist so anders, wie die Menschen unterschiedlich 
sind. Aber meine Erfahrung ist, dass es im Kern immer auf das-
selbe hinausläuft: Der Mann kann vor Gericht den Sonnyboy ge-
ben, ihm wird bedingungslos geglaubt, die Mutter wird als psy-
chisch krank, manipulativ und als Lügnerin hingestellt. Damit 
ist alles gesagt. 
Was mich dabei aber am Allermeisten aufregt: Niemand in sol-
chen Verfahren (außer den Müttern) schaut auf die Kinder. Und 
das muss sich schnellstens ändern. Mir sagte mal eine Jugend-
amtsmitarbeiterin: „Ich verstehe mich mit dem Richter gut. Ich 
telefoniere fast täglich mit ihm.“ Meine Antwort darauf war: 
„Das ist kein Qualitätsmerkmal für eine Jugendamtsmitarbeite-
rin. Sie sollten diesen Kontakt besser zu den betroffenen Kin-
dern haben!“
Anwälte aus der Region übernehmen solche Fälle kaum noch, 
oder treffender beschrieben: am liebsten gar nicht. Mein Ein-
druck ist: Sie müssen in anderen Fällen weiter mit dem Richter 
zusammenarbeiten. Das wollen sie nicht gefährden. Anwälte von 
außerhalb zu finden, ist sehr schwer. Inzwischen gibt es schon 
eine interne Liste von Anwälten, die das Problem erkannt ha-
ben und durch die Republik reisen. Aber das kostet die Frauen 
ein Vermögen. Oft nehmen sie das auf sich, um die Kinder zu 
schützen.
Die Kinder werden missbraucht. Und zwar richterlich angeord-
net. Verfahrensbeistände, Jugendämter, Gutachter, Beratungs-
stellen – alle sagen das, von dem sie glauben, dass es der Richter 
hören will.
Stattdessen müssen die Richter zuhören, und zwar den ge-
waltbetroffenen Müttern und endlich auch den Kindern, denen 
immer noch die Fähigkeit abgesprochen wird, ihre familiäre Si-
tuation selbstständig zu erfassen – ein eklatanter Fehler mit 
schlimmen Folgen für ihre Entwicklung.

Frau Worsch, vielen Dank für dieses Gespräch!


